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Die Revisionen der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 3) gegen den Beschluss des
Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg vom 21. Januar 1997 werden
zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin bezieht seit 1. Mai 1989 vorzeitiges Altersgeld nach dem Gesetz
Ã¼ber eine Altershilfe fÃ¼r Landwirte (GAL). Davon wird gemÃ¤Ã� Â§ 29 Abs 4 GAL
ab 1. Januar 1993 ein Drittel der Nettorente â�� nach Abzug des Beitrags der
KlÃ¤gerin zur Krankenversicherung der Rentner (KVdR) bei der Beigeladenen zu 1)
in HÃ¶he von damals 6,45 % der Bruttorente â�� an den Beigeladenen zu 3)
ausgezahlt. Streitig ist die HÃ¶he dieses Auszahlungsbetrages. Der Beigeladene zu
3) beantragte am 16. November 1993, das an ihn auszuzahlende Drittel aus der
Bruttorente zu berechnen. Die Beklagte erlÃ¤uterte ihm schriftlich ihre
entgegenstehende Rechtsmeinung, verweigerte aber zunÃ¤chst einen fÃ¶rmlichen
Ablehnungsbescheid mit der BegrÃ¼ndung, der Beigeladene zu 3) stehe zu ihr in
keiner Rechtsbeziehung. Auf einen entsprechenden gemeinsamen Antrag der
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KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 3) vom 20. Januar 1994 lehnte die Beklagte
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 9. Februar 1994 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. MÃ¤rz 1994 das nunmehr gemeinsame Begehren
der Eheleute ab: Â§ 29 Abs 4 GAL sei eine reine Auszahlungsregelung; bei der
Berechnung des an den Ehegatten auszuzahlenden Drittels sei vom Nettobetrag
auszugehen. Klage und Berufung, die nach Beiladung der Beigeladenen zu 1) und 2)
sinngemÃ¤Ã� darauf gerichtet waren, das an den Beigeladenen zu 3)
auszuzahlende Drittel der Rente von der AbfÃ¼hrung der BeitrÃ¤ge zur KVdR an die
Beigeladene zu 1) freizustellen, blieben ohne Erfolg (Urteil des Sozialgerichts (SG)
Freiburg vom 26. April 1996, Beschluss des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG) vom 21. Januar 1997).

Die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 3) tragen zur BegrÃ¼ndung der Revisionen
vor, der Beschluss des LSG beruhe auf einem Verfahrensmangel, denn der
abgelehnte Richter am LSG F. habe am angegriffenen Beschluss mitgewirkt, obwohl
Ã¼ber das Ablehnungsgesuch des Beigeladenen zu 3) vom 18. August 1996 nicht
entschieden worden sei. Entgegen der Rechtsauffassung des LSG und auch des 9.
Senats des Bundessozialgerichts (BSG) im Urteil vom 3. August 1994 (SozR 3-3642
Â§ 9 Nr 2) sowie des Bayerischen Landessozialgerichts im Urteil vom 22. MÃ¤rz
1989 (Breithaupt 1990, 160) habe der Beigeladene zu 3) gemÃ¤Ã� Â§ 29 Abs 4 GAL
ein einklagbares subjektives Recht auf ungekÃ¼rzte Auszahlung eines Drittels des
vorzeitigen Altersgeldes der KlÃ¤gerin. Bei der gebotenen steuerrechtlichen
Betrachtung handele es sich um eigene Einnahmen des Beigeladenen zu 3) aus
frÃ¼herer hauptberuflicher Mitarbeit im landwirtschaftlichen Betrieb der KlÃ¤gerin.
Die Verpflichtung der Beklagten zur Auszahlung eines Drittels der Rente in HÃ¶he
des Ehegattenzuschlags bestehe nur unter der Voraussetzung, daÃ� der
begÃ¼nstigte Ehegatte hauptberuflich im Betrieb des versicherten Ehegatten
mitgearbeitet habe. Der Beigeladene zu 3) besitze deshalb hinsichtlich des an ihn
ungekÃ¼rzt auszuzahlenden Drittels der Rente eine auf frÃ¼herer
ErwerbstÃ¤tigkeit beruhende Rechtsposition, vergleichbar mit derjenigen nach
durchgefÃ¼hrtem Versorgungsausgleich. Dies habe die Beklagte zu respektieren.

Die KlÃ¤gerin und der Beigeladene zu 3) beantragen sinngemÃ¤Ã�,

die angefochtenen Entscheidungen des LSG und des SG aufzuheben und die
Beklagte sowie die Beigeladenen zu 1) und 2) zu verpflichten, â��das an den
Beigeladenen zu 3) gemÃ¤Ã� Â§ 29 GAL auszuzahlende Drittel am Altersgeld bei
der Berechnung und Einbehaltung des KVdR-Beitrages als dessen Einnahme seit
GewÃ¤hrung des vorzeitigen Altersgeldes ab 1. Mai 1989 zu behandeln.â��

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie vertritt die Auffassung, Â§ 29 Abs 4 GAL sei eine reine Auszahlungsregelung, die
fÃ¼r den Ehegatten, den Beigeladenen zu 3), keine eigenstÃ¤ndigen AnsprÃ¼che
begrÃ¼nde.
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Die Beigeladene zu 1) hÃ¤lt den angefochtenen Beschluss fÃ¼r zutreffend und
beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beigeladene zu 2) schlieÃ�t sich den AusfÃ¼hrungen der Beklagten und der
Beigeladenen zu 1) an, nimmt aber von einem eigenen Antrag Abstand.

II

Die Revisionen sind unbegrÃ¼ndet.

Der Beschluss des LSG beruht nicht iS des Â§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf einem Verfahrensfehler der gerÃ¼gten Art. Der
Vortrag der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 3), am Beschluss vom 21. Januar
1997 habe der mit Schriftsatz vom 18. August 1996 abgelehnte Richter F.
mitgewirkt, ohne daÃ� vorher das LSG Ã¼ber das Ablehnungsgesuch entschieden
hÃ¤tte, bezeichnet keinen Verfahrensfehler. Dieses Ablehnungsgesuch bedurfte
keiner Entscheidung des LSG. Denn es war nach der Abfassung der AbsÃ¤tze 5 bis 7
des Schriftsatzes vom 18. August 1996 vom Beigeladenen zu 3) mit Billigung der
KlÃ¤gerin in beleidigender Absicht und damit miÃ�brÃ¤uchlich gestellt worden.
Deutlich wird dies aus dem Schreiben des Beigeladenen zu 3) vom 27. November
1996 an das LSG â�� Dienstaufsicht -, in dem zur dienstlichen ErklÃ¤rung des
abgelehnten Richters erlÃ¤utert wird, die Ablehnung sei nicht wegen der Besorgnis
der Befangenheit, sondern â��wegen fehlender BefÃ¤higung zum Richteramt oder
StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeitâ�� erfolgt. Eine fÃ¶rmliche Entscheidung Ã¼ber ein
â��Ablehnungsgesuchâ��, mit dem das Ablehnungsrecht derart miÃ�braucht wird,
ist nicht erforderlich (vgl Meyer-Ladewig, SGG, 6. Aufl, Â§ 60 RdNr 10e; BSG vom 30.
Januar 1962, SozR Nr 6 zu Â§ 41 ZPO; BVerfG vom 2. November 1960, BVerfGE 11,
343, 348).

Im Ergebnis haben SG und LSG der Klage zu Recht keinen Erfolg eingerÃ¤umt.
Entgegen der Meinung der Beklagten und der Vorinstanzen hat zwar der
Beigeladene zu 3) nach Â§ 29 Abs 4 GAL iVm Â§ 94 Abs 5 ALG ein subjektiv-
Ã¶ffentliches Recht auf Auszahlung eines Drittels des vorzeitigen Altersgeldes der
KlÃ¤gerin, das er auch gerichtlich verfolgen kann. Ein eigenstÃ¤ndiger
Rentenanspruch des Beigeladenen zu 3) iS eines Rentenstammrechts wird dagegen
durch Â§ 29 Abs 4 GAL nicht begrÃ¼ndet (1). Die Beklagte hat das an den
Beigeladenen zu 3) auszuzahlende Drittel des vorzeitigen Altersgeldes der
KlÃ¤gerin zutreffend aus dem Nettobetrag berechnet, denn die Beitragslast fÃ¼r
die BetrÃ¤ge zur KVdR ruht allein auf dem Rentenstammrecht. Eine Aufspaltung der
Beitragslast unter einer Mehrheit von Auszahlungsberechtigten ist dem
Beitragsrecht fremd (2).

Zu 1)

Mit dem Dritten Gesetzes zur Verbesserung und ErgÃ¤nzung sozialer MaÃ�nahmen
in der Landwirtschaft (Drittes Agrarsoziales ErgÃ¤nzungsgesetz â�� 3. ASEG) vom
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20. Dezember 1985 (BGBl I 2475) wurde das GAL geÃ¤ndert und mit Wirkung ab 1.
Januar 1986 dem Â§ 29 GAL folgender Absatz 4 angefÃ¼gt (Art 1 Nr 20, Art 10 Abs
1 3. ASEG):

â��Die landwirtschaftliche Alterskasse zahlt das Altersgeld oder vorzeitige
Altersgeld nach Â§ 2 in HÃ¶he eines Drittels des Betrages, der vor Anwendung
dieser Vorschrift von der landwirtschaftlichen Alterskasse an den
Leistungsberechtigten ausgezahlt worden wÃ¤re, an den Ehegatten des
Leistungsberechtigten aus. Dies gilt nicht, wenn

a) die Ehe erst nach Bewilligung eines Altersgeldes oder vorzeitigen Altersgeldes
geschlossen worden ist,

b) der Ehegatte des Leistungsberechtigten nicht hauptberuflich im Betrieb des
Berechtigten mitgearbeitet hat oder

c) der Ehegatte des Leistungsberechtigten landwirtschaftlicher Unternehmer iS des
Â§ 1 ist oder selbst ein Altersgeld oder vorzeitiges Altersgeld bezieht.

Soweit die landwirtschaftliche Alterskasse an den Ehegatten des
Leistungsberechtigten ausgezahlt hat, gilt der Anspruch des Berechtigten gegen die
landwirtschaftliche Alterskasse als erfÃ¼llt. Der Ehegatte des Leistungsberechtigten
kann durch schriftliche ErklÃ¤rung gegenÃ¼ber der landwirtschaftlichen
Alterskasse die Auszahlung nach Satz 1 ablehnen; ist bereits an den Ehegatten
ausgezahlt worden, gilt die ErklÃ¤rung mit Ablauf des auf ihren Zugang folgenden
Kalendermonats.â��

Diese Regelung hatte folgenden Hintergrund:

Wurde nach der Rechtslage vor dem 1. Januar 1995 (Inkrafttreten des ASRG) ein
landwirtschaftliches Unternehmen gemeinsam von den Ehegatten â��
hauptberuflich â�� betrieben, war nach Â§ 14 GAL (falls keine gleichberechtigte
Mitunternehmerstellung vorlag) nur derjenige Ehegatte beitragspflichtig, der das
Unternehmen Ã¼berwiegend leitete. Der andere Ehegatte blieb beitragsfrei und
erwarb trotz seiner Mitarbeit und seiner Mitunternehmerstellung im Gegensatz zu
sonstigen mitarbeitenden FamilienangehÃ¶rigen und den gleichberechtigten
Mitunternehmern keine eigenen RentenansprÃ¼che. Zum â��Ausgleichâ�� war
nach Â§ 4 Abs 1 Satz 1 GAL das Altersgeld des verheirateten Berechtigten um ca ein
Drittel hÃ¶her als das des unverheirateten Berechtigten. Waren beide Ehegatten
dagegen als Unternehmer beitragspflichtig und damit rentenberechtigt, wurde
jeweils das Altersgeld nach Â§ 14 Abs 3 Satz 1 GAL nur in der HÃ¶he fÃ¼r einen
unverheirateten Berechtigten gewÃ¤hrt, was in der Praxis zur Folge hatte, daÃ� die
Alleinversicherung eines Ehegatten wegen des beitragsfreien
Verheiratetenzuschlags zum Regelfall wurde.

Nach den Empfehlungen des Bundesrates (BR-Drucks 173/1/85 S 4), die wie Breuer
(SdL 1986, 29) berichtet, auf eine Initiative des Landfrauenverbandes
zurÃ¼ckgehen, sollte im Gesetzgebungsverfahren des 3. ASEG geprÃ¼ft werden,
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ob den Ehegatten von Leistungsbeziehern der Altershilfe der auf sie entfallende,
fÃ¼r Verheiratete vorgesehene Teil des Altersgeldes von Amts wegen gesondert
ausgezahlt werden kann. Die Neuregelung des Â§ 29 Abs 4 GAL wurde durch einen
Ã�nderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingefÃ¼hrt und fand im
BundestagsausschuÃ� fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung die Fassung, die spÃ¤ter
Gesetz wurde. Nach dessen Bericht vom 13. November 1985 (BT-Drucks 10/4246 S
28 f) sollte der (in der Regel nur in der Landwirtschaft anzutreffenden)
hauptberuflichen Mitarbeit und Mitunternehmerschaft der Ehegatten des
versicherten Landwirts Rechnung getragen und der Ehegattenzuschlag an diese
ausgezahlt werden. Weiter heiÃ�t es unter Hinweis auf die im AusschuÃ� erÃ¶rterte
rechtliche Problematik:

â��Es handelt sich um eine reine Auszahlungsregelung, die die Stellung des
ehemaligen Unternehmers als allein materiell Leistungsberechtiger unberÃ¼hrt
lÃ¤Ã�t. Er bleibt weiterhin allein VerfÃ¼gungsberechtigter. Erst wenn der von der
Alterskasse an ihn auszuzahlende Betrag feststeht , wird von der Kasse ein Drittel
hiervon unmittelbar an den Ehegatten des Berechtigten ausgezahlt. Der Ehegatte
des Unternehmers hat keinen Anspruch auf Auszahlung eines bestimmten Teils des
Altersgeldes; es besteht nur eine Verpflichtung der Alterskasse, wenn ein
bestimmter Betrag an den ehemaligen Unternehmer auszuzahlen ist, hiervon ein
Drittel unmittelbar an den Ehegatten zu Ã¼berweisen. Die BerÃ¼cksichtigung der
Mitarbeit des Ehegatten im Betrieb soll also dadurch geschehen, daÃ� dem
landwirtschaftlichen Unternehmer fÃ¼r den Fall, daÃ� er nicht bereits vorab Ã¼ber
das Altersgeld verfÃ¼gt hat, im Ergebnis die Einkommensverwendung im
bestimmten Umfang von Gesetzes wegen vorgeschrieben wird. Aus
grundsÃ¤tzlichen, insbesondere schuldrechtlichen ErwÃ¤gungen, wird dem
Ehegatten des Berechtigten kein Anspruch auf Auszahlung eingerÃ¤umt. Es ist
Aufgabe der AufsichtsbehÃ¶rden, fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der gesetzlichen
Auszahlungsregelung Sorge zu tragen. Damit soll sichergestellt werden, daÃ� an
den Ehegatten des Berechtigten ein Teil des Altersgeldes ausgezahlt wird, ohne die
materiell-rechtliche Stellung des ehemaligen landwirtschaftlichen Unternehmers als
allein Leistungsberechtigten zu tangieren. Durch die getrennte Auszahlung wird
auch kein eigenstÃ¤ndiger Anspruch des nicht beitragspflichtigen Ehegatten
geschaffen. Es ist deshalb von dem Auszahlungsbetrag fÃ¼r den
Leistungsberechtigten auszugehen, der sich nach Anwendung aller KÃ¼rzungs-,
Ruhens- oder vergleichbarer Vorschriften ergibt. Die systematische Einordnung oder
(gemeint: der ) Regelung in die Bestimmungen des Gesetzes Ã¼ber eine Altershilfe
fÃ¼r Landwirte zum technischen Auszahlungsverfahren bestÃ¤tigt diese Auffassung
Ã¼ber die uneingeschrÃ¤nkte VerfÃ¼gungsbefugnis des leistungsberechtigten
ehemaligen Unternehmers, der allein das Altersgeld beantragen und die daraus
folgenden MÃ¶glichkeiten der Rechtsverfolgung ausÃ¼ben kann. Bei dieser
Regelung wird davon ausgegangen, daÃ� der an den Ehegatten des
Leistungsberechtigen ausgezahlte Betrag des Altersgeldes auf eventuelle
UnterhaltsansprÃ¼che des Ehegatten gegen den Leistungsberechtigten
angerechnet wird.â��

Aus dem Wortlaut des Â§ 29 Abs 4 Satz 1, der â��ErfÃ¼llungsfiktionâ�� des Satzes
3, der systematischen Stellung im GAL (Sechster Abschnitt â��Bewilligung und
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Auszahlung der laufenden Geldleistungâ��) sowie der BegrÃ¼ndung des
Ausschusses, die insoweit keine Zweifel offen lÃ¤Ã�t, handelt es sich bei der
â��Drittelzahlungâ�� um eine reine Auszahlungsregelung. Es wird kein
eigenstÃ¤ndiger Rentenanspruch des begÃ¼nstigten Ehegatten begrÃ¼ndet und
das sog â��Rentenstammrechtâ�� verbleibt weiterhin allein beim
rentenberechtigten, frÃ¼her versicherungspflichtigen Ehegatten und Unternehmer
(so bereits BSG 9. Senat, Urteil vom 3. August 1994 aaO, BayLSG, Urteil vom 22.
MÃ¤rz 1989, aaO, Breuer, aaO).

Gerade weil die getrennte Auszahlung des Altersgeldes nicht zu einer Aufteilung des
Stammrechts fÃ¼hrt, ist das auszuzahlende Drittel nicht als eigenes (ggf
steuerpflichtiges und ggf einer Beitragspflicht zur KVdR unterliegendes) Einkommen
des ZuwendungsempfÃ¤ngers iS des Â§ 16 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV)
zu werten. Es handelt sich nach wie vor, auch bei steuerrechtlicher Betrachtung, um
Einkommen des Stammberechtigten. Dieser Teil des Einkommens wird jedoch durch
Gesetz in eine Richtung geleitet, die materiell-rechtlich die zivilrechtlichen
Beziehungen der Eheleute betrifft.

Praktisch wird damit dem frÃ¼her versicherten, verheirateten Unternehmer (auch
bei einer intakten Ehe â�� bei einer tatsÃ¤chlichen Verletzung der Unterhaltspflicht
war die Abzweigung, Â§ 48 Abs 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I), oder die
PfÃ¤ndung, Â§ 54 Abs 2 SGB I, des entsprechenden Teiles des Altersgeldes
einschlieÃ�lich des Verheiratetenzuschlags, Â§ 4 Abs 1 GAL, schon immer mÃ¶glich)
durch ein Gesetz die VerfÃ¼gungsbefugnis Ã¼ber ein Drittel der Rente entzogen.
Andererseits soll aber im Ã¼brigen nach der oa Meinung des
Bundestagsausschusses der Stammrechtsinhaber weiterhin voll verfÃ¼gungsbefugt
sein und dem ZahlungsempfÃ¤nger nicht einmal ein einklagbares Recht zustehen,
die Auszahlung an sich zu verlangen. Der Verminderung der Rechte des
Rentenberechtigten soll angeblich nicht ein entsprechendes Recht des
AuszahlungsbegÃ¼nstigten gegenÃ¼berstehen. Diese Rechtsmeinung findet in der
tatsÃ¤chlich Gesetz gewordenen Regelung keine Grundlage. Die Vorschrift ist
vielmehr dahin auszulegen, daÃ� dem AuszahlungsbegÃ¼nstigten ein subjektiv
Ã¶ffentliches Recht auf Auszahlung des Auszahlungsbetrages zusteht.

Verfassungsrechtlich ist zwar der Entzug â�� und erst recht die Modifikation unter
Aufrechterhaltung des Stammrechts â�� einer nicht auf eigener Beitragsleistung
beruhenden Rechtsposition (Ehegattenzuschlag, Â§ 4 Abs 1 GAL) unbedenklich
(detailliert hierzu Breuer aaO und Schoenenbroicher, AgrarR 1988, 153, 157 ff).
Wenn aber, wie durch Â§ 29 Abs 4 GAL, gleichzeitig entsprechende Verpflichtungen
der Alterskasse zur Auszahlung des Rententeils an eine andere Person begrÃ¼ndet
werden, ist davon auszugehen, daÃ� diese Rechte mangels ausdrÃ¼cklicher
entgegenstehender gesetzlicher Regelungen nicht ersatzlos untergehen. Vielmehr
erwÃ¤chst zumindest ein entsprechendes Recht bei dem neuen
AuszahlungsemfpÃ¤nger. Demzufolge ist mit Â§ 29 Abs 4 GAL zwar kein subjektiv-
Ã¶ffentliches Recht des neuen LeistungsempfÃ¤ngers auf die â��Drittelrenteâ�� iS
eines Stammrechts, jedoch ein subjektiv-Ã¶ffentliches Recht auf Auszahlung des
bestimmten Betrages begrÃ¼ndet worden, auf das er einerseits verzichten kann
(eine Variante, die Â§ 29 Abs 4 Satz 4 GAL ausdrÃ¼cklich vorsieht), das er aber
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andererseits auch gegenÃ¼ber der Alterskasse gerichtlich verfolgen kann. Das ist
die Kehrseite der Auszahlungsverpflichtung. Verweigert die Alterskasse die
Auszahlung, weil sie die Voraussetzungen als nicht erfÃ¼llt ansieht â��
augenfÃ¤llig zB bei den Fragen, ob, wann und in welchem Umfange eine
â��hauptberufliche Mitarbeitâ�� des Ehegatten vorgelegen hatte -, ist dem von Â§
29 Abs 4 GAL begÃ¼nstigten Auszahlungsberechtigten der Rechtsweg erÃ¶ffnet.
Damit stimmt Ã¼berein, daÃ� Art 19 Abs 4 Satz 1 Grundgesetz (GG) den Rechtsweg
zu den Gerichten garantiert und nicht nur den Beschwerdeweg zu den
Aufsichtsinstanzen.

Insoweit sind die Bedenken des Bundestagsausschusses demgegenÃ¼ber rechtlich
unbedeutend. Die Trennung von Stammrecht und Auszahlungsanspruch ist eine
gÃ¤ngige Rechtsfigur. Am ehesten vergleichbar ist die Konstruktion des Â§ 29 Abs 4
GAL mit den GrundzÃ¼gen der bereits erwÃ¤hnten Abzweigung nach Â§ 48 Abs 1
SGB I iS einer â��gesetzlichen Abzweigungâ��. Auch bei der Abzweigung verbleibt
das Stammrecht beim Verpflichteten, nur die Auszahlungsbefugnis richtet sich
hinsichtlich des abgezweigten Teils der Sozialleistung auf einen anderen
ZahlungsempfÃ¤nger. Nichts anderes geschieht bei der PfÃ¤ndung einer
Sozialleistung. Das Stammrecht verbleibt beim Schuldner, der
Auszahlungsanspruch, der ausdrÃ¼cklich â��zur Einziehungâ��, vgl Â§ 835 Abs 1
ZivilprozeÃ�ordnung (ZPO), Ã¼berwiesen werden kann, geht jedoch auf den
PfÃ¤ndungsglÃ¤ubiger Ã¼ber. Im Ã¼brigen bestehen, worauf Schoenenbroicher
(aaO) hinweist, zivilrechtliche Rechtsfiguren mit einer Ã¤hnlichen Trennung, vor
allem im Rahmen von TreuhandverhÃ¤ltnissen, zB die EinzugsermÃ¤chtigung.
DarÃ¼ber hinaus sind von einem Auszahlungsanspruch der hier vertretenen Art
keine grundsÃ¤tzlichen schuldrechtlichen Schwierigkeiten zu erwarten.

Die ursprÃ¼ngliche Weigerung der Beklagten, Ã¼ber das Auszahlungsbegehren
des Beigeladenen zu 3) Ã¼berhaupt zu entscheiden, war deshalb rechtsfehlerhaft,
und der Beigeladene zu 3) hÃ¤tte UntÃ¤tigkeitsklage erheben kÃ¶nnen. Dennoch
sind im vorliegenden Rechtsstreit die Verfahrensrechte des Beigeladenen zu 3) im
Ergebnis gewahrt. Der hier streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid erging zwar nur
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin, der Beigeladene zu 3) konnte jedoch seine Rechte als
Beteiligter des Klage-, Berufungs- und Revisionsverfahrens wahrnehmen. Da die
AntrÃ¤ge der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 3) in die vollkommen gleiche
Richtung gehen, hat es im Ergebnis keine rechtliche Bedeutung, wem gegenÃ¼ber
der Ausgangsbescheid erging. Unter diesen Voraussetzungen muÃ� die
Beteiligteneigenschaft von KlÃ¤gerin und Beigeladenem zu 3) ausnahmsweise nicht
umgestellt werden.

Zu 2)

Die Beklagte hat den Beitrag der KlÃ¤gerin zur KVdR bei der Beigeladenen zu 1)
zutreffend aus dem Rentenstammrecht der KlÃ¤gerin bemessen (Â§ 237 Satz 1 Nr 2
, Â§ 229 Abs 1 Nr 4, Â§ 256 Abs 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V)), so
daÃ� nach der ausdrÃ¼cklichen Anordnung des Â§ 29 Abs 4 Satz 1 GAL an den
Beigeladenen zu 3) nur ein Drittel des Rentenbetrages zur Auszahlung gelangte, der
an die KlÃ¤gerin â��ausgezahlt worden wÃ¤reâ��, also ein Drittel des
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Nettobetrages.

Da â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� mit der Ehegattenauszahlung nach Â§ 29 Abs 4 GAL
beim Beigeladenen zu 3) kein eigenes (Teil-) Rentenstammrecht begrÃ¼ndet
wurde, handelt es sich bei diesem Betrag auch um keine mit einer Rente
vergleichbare Einnahme, die ihrerseits fÃ¼r die Beitragsbemessung zur KVdR des
Beigeladenen zu 3) von der Beigeladenen zu 2) herangezogen werden kÃ¶nnte. Der
â��Zahlbetragâ�� der der Rente vergleichbaren Einnahmen iS des Â§ 237 Satz 1 Nr
2 SGB V ist nicht der Betrag, der tatsÃ¤chlich ausgezahlt wird, sondern der Betrag
des Rentenstammrechts. Abtretungen, PfÃ¤ndungen, VerpfÃ¤ndungen,
Aufrechnungen, Verrechnungen und Abzweigungen, gerade wenn sie mit einem
subjektiv-Ã¶ffentlichen Anspruch eines Dritten auf Auszahlung verbunden sind,
vermindern zwar den Auszahlungsbetrag, nicht aber die HÃ¶he des fÃ¼r die
Beitragsbemessung heranzuziehenden Rentenstammrechts. Die spÃ¤tere
Aufteilung des Rentenzahlbetrages unter einer Mehrheit von GlÃ¤ubigern, auf
welcher Rechtsgrundlage auch immer, ist unerheblich. Solange nicht auch das
Rentenstammrecht aufgeteilt wird (zB nach durchgefÃ¼hrtem
Versorgungsausgleich), tritt eine Minderung der beitragsrechtlichen
LeistungsfÃ¤higkeit nicht ein, da mit der Auszahlung der Leistung an einen Dritten
eine entsprechende Befreiung von Verbindlichkeiten einhergeht. Im vorliegenden
Falle, der einer â��gesetzlichen Abzweigungâ�� gleicht, vermindert sich bei
pauschaler Betrachtung die Unterhaltsverpflichtung der KlÃ¤gerin, bzw Ã¤ndern
sich bei wechselseitigen Verpflichtungen die maÃ�gebenden tatbestandlichen
Voraussetzungen (vgl grundsÃ¤tzlich hierzu und mwN BSG vom 21. Dezember
1993, SozR 3-2500 Â§ 237 Nr 3).

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten, Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 19.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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